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Rentenreform '99 
Voll im Zeitplan 
^ Bundeskabinett hat am 18. Juni 1997 den Gesetz- 
entwurf für die Rentenreform 1999 beschlossen. Der 
^"tplan sieht vor, daß das Reformgesetz noch in die- 
^ Jahr verabschiedet wird. Bundesarbeitsminister 
,'um betonte noch einmal, daß es zu dieser Reform 
Keme vernünftige Alternative gebe. Die Rentenversi- 
^erung müsse durch Strukturreform und Umfinan- 
^erung entlastet werden. Der demographische Faktor, 
,Urch den die Rentenformel ergänzt wird, sei die ein- 

*8 richtige Antwort auf die Verschiebungen im Alters- 
aufbau der Bevölkerung und auf die längere Lebens- 

Di 
artung der Bürgerinnen und Bürger. 

le zusätzlichen Lasten werden gleichgewichtig auf jung 
^ alt verteilt. Damit, so Bundesarbeitsminister Blüm, 

"Reiben wir auf der Spur der Rentenreform '92". 

"^'e Reform ist fast ein Jahr lang gründlich und solide 
°rbereitet worden." Die SPD habe das Angebot der Ko- 
''tion abgelehnt, über die vorliegenden Konzepte im Vor- 

k'd der parlamentarischen Beratung zu verhandeln: „Die 
!"fif0rrn mu^ kommen ~~ am Desten mit möglichst viel 

bereinstimmung, aber notfalls auch ohne Konsens." 
Ur Rentenreform erklärt 

Generalsekretär Peter Hintze: 

.le vom Kabinett beschlossene Rentenreform garantiert 
"ten fairen Ausgleich zwischen den Generationen. Nor- 
erl Blüm hat eine Konzeption vorgelegt, die der Verän- 
erung im Altersaufbau der Bevölkerung voll gerecht 

. lrd- Rentensicherheit und Beitragsstabilität sind die 
^arkenzeichen der Reform. Wenn die SPD nur einen 

unken Verantwortungsbewußtsein in sich hat, dann darf 
Me Slch nicht länger diesem Konzept widersetzen. 
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Vergleich der Vorschläge von Bundesregierung und SPD 

Die SPD will lediglich 
neue Geldquellen anzapfen 
Der Gesetzentwurf für die Rentenre- 
form 1999 sieht eine Reform der Ren- 
tenversicherung innerhalb des Systems 
der lohn-, leistungs- und beitragsbezo- 
genen Rente vor. Das Versicherungs- 
prinzip wird gestärkt, ohne den Soli- 
darausgleich in der Rentenversicherung 
aufzugeben. Die sozialen Risiken wer- 
den den einzelnen Zweigen der Sozial- 
versicherung sachgerecht zugeordnet. 
Die staatliche Mitverantwortung für 
diesen wichtigsten Zweig der Alterssi- 
cherung wird gestärkt. 
Der Entwurf für das Rentenreformgesetz 
1999 gibt eine schlüssige Antwort auf die 
demographischen Veränderungen, indem 
die Lasten gerecht auf alle Beteiligten, das 
heißt auf Beitragszahler und Rentner, ver- 
teilt werden. Dadurch wird der Anstieg der 
Renten abgeflacht. Gleichzeitig kann der 

Beitragssatz zur Rentenversicherung lang- 
fristig gesenkt werden. Dies ist nicht nur 
ein Beitrag zur Generationengerechtigkei1- 
sondern auch für mehr Arbeitsplätze. 
Die SPD will keine Strukturreform, son- 
dern lediglich neue Geldquellen anzapft 
Mit ihrem Konzept werden die Lasten eil1' 
seitig auf die Schultern der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer gebürdet. Denn 
der Vorschlag sieht geringere Beitragsent' 
lastungen in der kurzen Frist und drasti- 
sche Beitragsanhebungen in der mittleren 
Frist vor. Gleichzeitig sollen die Unfall- 
versicherung, die Bundesanstalt für Arbe'1 

und die Arbeitgeber durch eine spezielle 
zusätzliche Abgabe an der Finanzierung 
der Rentenversicherung beteiligt werden- 
Die Folgen sind unverkennbar: Die hohen 
Lohnnebenkosten verhindern, daß die 
Arbeitslosigkeit abgebaut werden kann- 

Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

Alterssicherungs- 
kommission der SPD 
vom 4. Mai 1997 

1. Systementscheidung -Reform innerhalb des 
Systems der lohn- und 
beitragsbezogenen Rente 

-Stärkung des 
Versicherungsprinzips 

-Beibehaltung des 
Um läge Verfahrens 

-Kein grundsätzlicher 
Systemwechsel 

- Beibehaltung der Lohn- 
und Beitragsbezogenheit- 
des Umlageverfahrens 
und der Nettolohn- 
dynamik                          . 

2. Ausdehnung des versi- 
cherten Personenkreises 

-Selbständige 
-Hälftige Beitragszahlung 

durch Auftraggeber für 
sogenannte Schein- 
selbständige 
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Entwurf des Renten- Alterssicherungs- 
reformgesetzes 1999 kommission der SPD 
vom 18. Juni 1997 vom 4. Mai 1997 

-Geringfügig Beschäftigte 
-Langfristig Prüfung der 

Möglichkeit einer 
Mindestversicherungs- 
pflicht für alle Bürger 

-Langfristig Prüfung der 
Versicherungspflicht für 
Beamte 

3. Lebensarbeitszeit -Grundsätzliche Option -Ab 1998: abschlagsfreier 
einer Anhebung der Al- Renteneintritt bei vorge- 
tersgrenzen zogenen Altersgrenzen 

-Abschlagsfreier Ren- bis zum Jahr 2000; Er- 
teneintritt bei 45 Versi- stattung der Kosten für 
cherungsjahren für Jahr- die Altersrente für 
gänge bis 1941 zu den Arbeitslose durch die 
1996 geltenden Alters- Bundesanstalt für Arbeit 
grenzen (Finanzierung aus 

-Stufenweise Anhebung Beiträgen und spezieller 
der Altersgrenze für Arbeitgeberabgabe) 
Schwerbehinderte ab -Ab 2001: schrittweise 
dem Jahr 2000 auf 63 Erhöhung der vorgezoge- 
Jahre nen Altersgrenzen; 

-Ab 2012 nur noch vorzei- Vorruhestandsregelung 
tige Altersrente für bzw. Altersübergangs- 
langjährig Versicherte geld und Altersteilzeit- 

förderung 
-Langfristig Möglichkeit 

zur Anhebung der 
Regelaltersgrenzen in 
Abhängigkeit von der 
Verlängerung der 
Lebenserwartung unter 
Beachtung der Arbeits- 
marktlage 

^- Änderung der -Demographischer Faktor; -Keine Änderung der 
Rentenformel langfristige Reduktion Rentenformel 

des Netto-Rentenniveaus -Keine Senkung des 
auf 64 Prozent Netto-Rentenniveaus auf 

unter 70 Prozent 
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5. Verstetigung des 
Beitragssatzes 

6. Umfinanzierung 

7. Familienleistungen 

Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

- Erhöhung der 
Schwankungsreserve auf 
1—IV2 Monatsausgaben 
ab dem Jahr 2000 

Alterssicherungs- 
kommission der SPD 
vom 4. Mai 1997 

Ab 1999 Erhöhung des 
Bundeszuschusses, so 
daß der Beitragssatz ei- 
nen Prozentpunkt nied- 
riger als ansonsten erfor- 
derlich festgesetzt 
werden kann 

- Erhöhung der 
Schwankungsreserve auf 
mehr als 1  Monats- 
ausgabe 

- Minderheitenvotum: 
Einrichtung eines zeitlich 
begrenzten „Vorsorge- 
fonds" zur Stabilisierung 
des Beitragssatzes auf 
tragbarem Niveau ab 
dem Jahr 2003; Auflö- 
sung ab dem Jahr 2020. 
Finanzierung des Fonds 
aus einem Vorsorgebei- 
trag i. H. v. 1 Prozent (Er- 
werbstätige) bzw. 0,73 
Prozent (Rentner) und 
entsprechender Bundes- 
zuschußerhöhung. Ana- 
log Vorsorgebeiträge in 
der Beamtenversorgung 
und der Alterssicherung 
der Landwirte 

Additive Bewertung der 
Kindererziehungszeiten 
ab L.Juli 1998 

-Stufenweise Anhebung 
der Bewertung von 
Kindererziehungszeiten 
auf 100 Prozent des 
Durchschnittsein- 
kommens zwischen 

Erstattung der Ausgaben 
für Leistungen nach 
Fremdrentengesetz, für 
rentenrechtliche SED- 
Entschädigung und für 
Auffüllbeträge in den 
neuen Bundesländern 
durch den Bund ab 1998 

Additive Bewertung der 
Kindererziehungszeiten 
Anhebung der Bewer- 
tung von Kindererzie- 
hungszeiten auf 100 Pro- 
zent des Durchschnitts- 
einkommens 

-Zahlung von Beiträgen 
während der Kinder- 
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Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

Alterssicherungs- 
kommission der SPD 
vom 4. Mai 1997 

1. Juli 1998 und 1. Juli 
2000 

-Weitere Maßnahmen im 
Rahmen der geplanten 
Hinterbliebenen- 
rentenreform 

erziehung durch Bund; 
Reduktion des Bundes- 
zuschusses um die zur 
Zeit darin enthaltenen 
Kindererziehungsleistun- 
gen (7,5 Milliarden Mark 
1997) 

-Ausbau der Rente nach 
Mindesteinkommen zu 
Dauerrecht und Verbes- 
serung für Versicherte 
mit Kindern 

— Eigenständige Alters- 
sicherung von Frauen 
über Rentensplitting 
(s. Punkt 8) 

8- Hinterbliebenen- 
versorgung 

-Reform nach Vorlage des 
1998 erwarteten Daten- 
materials 

-Rentensplitting 
- Rentenansprüche i. H. v. 

50 Prozent der während 
der Ehe gemeinsam 
erworbenen Anwart- 
schaften 

-Witwen und Witwer 
erhalten zusätzlich 10 bis 
30 Prozent des gemein- 
samen Anspruchs aus der 
Ehezeit 

-Weiterhin Hinter- 
bliebenenversorgung in 
bestimmten Fällen 
(z. B. Kindererziehung, 
Alter 55 bei Tod des 
Ehegatten, lang- 
jährige Nichterwerbs- 
tätigkeit) 

-Einführung einer steuer- 
finanzierten und bedarfs- 
orientierten sozialen 
Grundsicherung 
im Alter 
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Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

Alterssicherungs- 
kommission der SPD 
vom 4. Mai 1997 

9. Reform der Renten 
wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit 

- Keine arbeitsmarktbeding- 
te Erwerbs-/Berufsun- 
fähigkeitsrente (= abstrak- 
te Betrachtungsweise) 

-Zusammenfassung von 
Erwerbs- und Berufsun- 
fähigkeitsrente zu einer 
zweistufigen Erwerbs- 
minderungsrente mit 
hälftigem Renten- 
anspruch bei Restlei- 
stungsvermögen von 3 
bis 6 Stunden 

-Prozentuale Abschläge 
bei Renteneintritt vor 65. 
Lebensjahr analog zur 
vorzeitigen Altersrente 
(maximal 18 Prozent) 

-Erst nach Besserung der 
Arbeitsmarktsituation 
Einführung der abstrak- 
ten Betrachtungsweise 
und zweistufige 
Erwerbsminderungsrente 

-Langfristig Wegfall der 
Berufsunfähigkeitsrente 

-Weiterentwicklung des 
Rehabilitationsrechts, um 
Frühverrentung zu ver- 
meiden 

-Beteiligung der Bundes- 
anstalt für Arbeit bzw. 
der Unfallversicherung 
an den Kosten der Er- 
werbs-/Berufsunfähig- 
keitsrenten 

10. Betriebliche Alters- 
vorsorge 

-Stufenweise Senkung der 
Unverfallbarkeitsfristen 
von zehn auf fünf Jahre 

-Stufenweise Senkung der 
Altersgrenze für Unver- 
fallbarkeit der Anwart- 
schaft von 35 auf 30 Jahre 

-Änderung der 
Anpassungsverpflichtung 

keine Angaben 

11. Private Altersvorsorge -Ausdehnung der staat- 
lichen Vermögensbil- 
dungsförderung auf 
Altersvorsorge 

-Weiterer Erörterungs- 
bedarf im Rahmen der 
Gesamtkonzepte zur 
Steuer- und Rentenre- 
form bzgl. steuerlicher 
Förderung 

-Keine Verschärfung der 
Rentenbesteuerung 

- Progressions vorbehalt 
für Renten 

Ä 
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Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

Alterssicherungs- 
kommission der SPD 
vom 4. Mai 1997 

12. Verwaltungsfragen -Beratung über mögliche 
Sozialhilfeansprüche 
durch die Renten- 
versicherungsträger 

- Erhöhte Transparenz der 
Rentenbescheide 

keine Angaben 

13. Harmonisierung der 
Alterssicherungs- 
systeme 

- Übertragung der Maß- 
nahmen auf alle anderen 
öffentlich finanzierten 
Alterssicherungssysteme 

- Übertragung der Reform 
der Renten wegen ver- 
minderter Erwerbsfähig- 
keit und der Reform der 
Altersversorgung von 
Frauen auf Versorgung 
der Beamten, Abgeord- 
neten, Minister und 
Staatssekretäre 

-Neuregelung der 
Beamtenversorgung 

-Abschaffung der Befrei- 
ungsmöglichkeit für 
angestellte Angehörige 
freier Berufe 

-Angleichung der 
Alterssicherung der 
Landwirte an die gesetz- 
liche Rentenversicherung 

'4. Weitere Maßnahmen keine Angaben -Wiedereinführung der 
durch Wachstums- und 
Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz (WFG) 
abgeschafften Anrech- 
nungszeit für Arbeits- 
losigkeit und Krankheit 

-Anhebung der durch 
WFG gesenkten Anrech- 
nungszeiten für 
Schul- und Berufs- 
ausbildung 
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Entwurf des Renten- 
reformgesetzes 1999 
vom 18. Juni 1997 

Alterssicherungs- 
kommission der SP 
vom 4. Mai 1997 

15. Beitragssatz- 
entwicklung 

(Schätzungen BMA) 

1999 
2000 
2010 
2015 
2020 
2030 

19,4 
19,6 
18,9 
19,2 
20,2 
22,3 

k.A. 
18,2 
20,1 
k.A. 
21,8 
24,7 

SPD sagt die Unwahrheit 

Tatsache ist: Laufende Renten 
werden nicht gekürzt 
Zum Beschluß des Bundeskabinetts zur n 
Rentenreform 1999 erklärte der Vorsit- EflDer vom Kabinett beschlossene Ge- 
zende des Bundesfachauschusses Gesell- setzentwurf zur Rentenreform ' 99 verteil 
schaftspolitik, Hermann-Josef Arentz: die Finanzierung der Renten gerecht aut 

alle Schultern. 
Das Versicherungsprinzip wird gestärkt 

netts zur Rentenreform '99 vom 18. Juni        ohne den Sohdarausgleich in der Renten 
1997 werden die wesentlichen Eckpunkte      Versicherung aufzugeben, 
des von der Präsidiumskommission „Zu- 
kunft der sozialen Sicherungssysteme" 
erarbeiteten und vom Bundesauschuß der 
CDU beschlossenen Konzepts für die 
Fortentwicklung der gesetzlichen Renten- 
versicherung umgesetzt. 

I Nicht zuletzt aufgrund des besonde- 
ren Einsatzes des Bundesarbeitsministers 
ist es gelungen, eine Reform im System 
durchzusetzen, bei der die Lohn-, Lei- 
stungs- und Beitragsbezogenheit der Ren- 
ten, die im Umlageverfahren finanziert 
werden, beibehalten wird. 

Durch die vorgesehene Erhöhung & 
Bundeszuschusses wird die staatliche 
Mitverantwortung für die Alterssicherufo 
weiter gestärkt. Zugleich wird die Ge- 
meinschaft der Beitragszahler über den 
bisherigen Bundeszuschuß hinaus weite' 
von der Finanzierung versicherungsfren1' 
der Leistungen entlastet. 

Dies ist ein wichtiger Beitrag zur Sen- 
kung der Lohnnebenkosten und zur Er- 
höhung der Attraktivität des Wirtschaft5' 
Standortes Deutschland. 
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Die stärkere steuerliche Inanspruchnahme 
des Verbrauchs ist ein geeignetes Instru- 
ment zur Refinanzierung dieses erhöhten 
°undeszuschusses. 

9 Durch den vorgelegten Gesetzentwurf 
Werden die sich aus den demographischen 
Veränderungen ergebenden Belastungen 
aüf alt und jung gleichgewichtig verteilt 
und eine Untergrenze für das Rentenni- 
veau von 64 Prozent gesetzlich festge- 
schrieben. Es wird ebenfalls gesetzlich 
garantiert, daß wegen der Anwendung des 
frernographiefaktors keine negativen Ren- 
tenanpassungen erfolgen. 

Damit ist sichergestellt, 
^aß keine laufenden Renten 
gekürzt werden. 

^ÖWir begrüßen es, daß die Bundesre- 
gierung hinsichtlich der vorgesehenen 
Veränderungen beim Recht der Renten 
^egen Erwerbs- und Berufsunfähigkeit 
^eitere Gesprächsbereitschaft signalisiert 
^at, weil hier noch dringender Erörte- 
^ngsbedarf besteht. 

^fl\Vir bedauern, daß die SPD nicht be- 
!Jit ist, entsprechend der bewährten 
Edition der Vergangenheit in ergebni- 
Jorientierte Konsensgespräche über die 
"entenreform einzutreten und statt des- 
Sei den so sensiblen Bereich der Alters- 
s'cherung zum Wahlkampfthema zu ma- 
chen gedenkt. Mit solcherlei populisti- 
Schen und rein wahltaktischen Überlegun- 

gen beschädigt die SPD nicht nur die 
Rentenversicherung ingesamt und das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Alterssi- 
cherung, sondern versucht zudem, bei 
mehr als 17 Millionen Rentnerinnen und 
Rentnern ungerechtfertige Ängste zu 
schüren, um hieraus billigen Profit zu 
schlagen. 
Dieses Kalkül der SPD wird nicht aufge- 
hen und die Menschen in unserem Land 
werden erkennen, daß die SPD mit ihren 
Vorschlägen zur Reform der Rentenversi- 
cherung alle strukturellen Entlastungen 
verweigert und statt dessen nur neue Fi- 
nanzierungsquellen zu Lasten der Jünge- 
ren erschließen will. 

IWir fordern die SPD auf, in der Öf- 
fentlichkeit nicht weiter die unwahre Be- 
hauptung aufzustelllen, durch die Renten- 
reform '99 würden laufende Renten 
gekürzt. 
Diese Behauptung ist falsch. Die Renten 
werden weiter steigen. Aus einer Netto- 
rente, die heute bei 2.000 DM liegt, wird 
bis zum Jahr 2030 bei einer jährlichen 
Lohnsteigerung von drei Prozent unter 
Anwendung des Demographiefaktors ei- 
ne Rente von 4.310 DM, ohne den 
Demographiefaktor würde sie auf 4.544 
DM steigen. Ebenso wird der aktuelle 
Rentenwert von heute 47,44 DM auf 103 
DM im Jahr 2030 steigen, ohne den De- 
mographiefaktor läge er bei 109 DM im 
Jahr 2030. 
Diese Zahlen belegen, daß die SPD die 
Unwahrheit sagt, wenn sie von Ren- 
tenkürzungen spricht und damit Angst 
und Schrecken verbreitet. 

Unsere 
Elektronischen 
Adressen: 

ITERNET 
http://www. 
cdu.de 

jT-ONLINE     ^.X400 

*CDU# c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 
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Helmut Kohl in New York: 

„Es geht um die Zukunft 
unseres Planeten44 

Aus der Sondergeneralversammlung 
der Vereinten Nationen am 23. Juni in 
New York hielt Bundeskanzler Helmut 
Kohl eine viel beachtete Rede. Er führte 
u. a. aus: 
Am Ende dieses Jahrhunderts bieten sich 
der Menschheit epochale Chancen, von 
denen wir noch vor kurzem nicht zu träu- 
men wagten. 
Das Ende des Ost-West-Konflikts hat 
uns dem Frieden in der Welt ein großes 
Stück näher gebracht. Gleichzeitig ist 
weltweit das Bewußtsein dafür gewach- 
sen, daß die Bewahrung der Schöpfung 
ebenso zu den großen Aufgaben der 
Völkergemeinschaft gehört wie die 
Sicherung des Friedens. 
Auf dem Weg zu einer globalen Umwelt- 
partnerschaft im 21. Jahrhundert war die 
Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
1992 in Rio de Janeiro richtungsweisend. 
Manches wurde seither erreicht. Wahr ist 
aber auch, daß wir bis heute noch keine 
Umkehr der globalen Umweltbelastung 
erreichen konnten. Die Schicksalsfrage 
lautet: Wie können wir die natürlichen 
Lebensgrundlagen für eine wachsende 
Weltbevölkerung dauerhaft erhalten? 
Angesichts knapper werdender Trinkwas- 
serreserven, angesichts der Klimaverände- 
rungen und der Ausbreitung der Wüsten 
stellt sich diese Frage mit zunehmender 
Dringlichkeit. Wir haben keine Zeit mehr 
zu verlieren. 
Wenn wir uns der Herausforderung nicht 
stellen, werden Auseinandersetzungen um 
natürliche Ressourcen immer wahrscheinli- 
cher. Schon heute müssen viele Menschen 

ihre Heimat verlassen, weil dort die natürli' 
chen Lebensgrundlagen zerstört sind. 
Es gibt aber auch Entwicklungen, die 
Hoffnung machen: Wir verfügen heute 
über das Wissen und die Mittel, um die 
natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit dauerhaft zu schützen. Wir 
können zum Beispiel durch Solarenergie 
und einen effektiven Energie-Einsatz 
praktischen Klimaschutz betreiben. 
Gültig bleibt die Botschaft von Rio 1992. 
Umwelt und Entwicklung als Teile eines 
Ganzen zu betrachten und nach dieser Er- 
kennntis auch zu handeln. Auf der Suche 
nach Nahrung, Energie und Wohnung ver- 
brauchen immer mehr Menschen natürli- 
che Ressourcen schneller, als diese sich er- 
neuern. Auch deshalb müssen wir die Ar- 
mut in den Entwicklungsländern bekämp- 
fen. Hier bleiben die Industrieländer aufge' 
fordert, mit wirtschaftlichen Hilfen und 
moderner Technik einen Beitrag zu leisten- 
Dazu gehört auch, daß die Entwicklungs- 
länder im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
selbst die Voraussetzungen für eine gesun- 
de Entwicklung schaffen. Die Industrie- 
und Schwellenländer müssen dafür sorgen- 
daß ihr eigenes wirtschaftliches Wachstum 
nicht mit einer Zunahme der Umweltbela- 
stungen einhergeht. Zahlreiche Beispiele 
belegen, daß eine Natur und Umwelt scho' 
nende Entwicklung der Wirtschaft keines- 
wegs schadet, sondern ihr neue Impulse 
geben kann. Fünf Jahre nach Rio müssen 
hier in New York die Weichen für substaß 
tielle Fortschritte gestellt werden. 
Auf folgenden zentralen Handlungsfeldem 
sehe ich die Notwendigkeit und die Chanel- 
einen wichtigen Schritt voranzukommen: 
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KB Auf der Berliner Klimakonferenz im 
April 1995 wurde das Fundament für eine 
Weltweite Vereinbarung zum Schutz des 
Klimas geschaffen. 
^ie Sondergeneralversammlung sollte die 
Klimakonferenz Ende dieses Jahres in 
Kyoto auffordern, international eine deut- 
liche Verminderung der Emission von 
Treibhausgasen zu vereinbaren. 
^ie Industrieländer sollten sich dem er- 
härten Ziel der Europäischen Union 
^schließen, bis zum Jahre 2010 die Emis- 
sionen wichtiger Treibhausgase um 15 
Dozent zu vermindern. 

5, Die Zerstörung der Wälder, insbeson- 
dre der lebenswichtigen tropischen Re- 
§enwälder, geht weiter. Deshalb brauchen 
^ir international verbindliche Vereinba- 
rungen, die den Schutz und die schonende 
N utzung der Wälder regeln. 

El, .   'Globaler Umweltschutz und nachhal- 
te Entwicklung brauchen bei den Verein- 
Jen Nationen eine klare und laut vernehm- 
bare Stimme. 
jh halte es daher für wichtig, kurzfristig die 
^ammenarbeit zwischen den verschiede- 
nen Umwelt-Organisationen nachdrücklich 
*u verbessern. Mittelfristig sollte dies in die 
Rundung einer globalen Dachorganisation 
Ur Umweltfragen münden, die sich auf das 
Urnweltprogramm der Vereinten Nationen 
als einen ihrer Hauptpfeiler stützt. 

iDas Ziel einer umweltspannenden 
Umweltpartnerschaft im kommenden Jahr- 
hundert sollte auch in der Charta der Ver- 
einten Nationen zum Ausdruck kommen. 
Häufig haben in der Vergangenheit Ge- 
gensätze zwischen Nord und Süd die Dis- 
kussion über den globalen Umweltschutz 
geprägt und Fortschritte erschwert. Daher 
habe ich mich zusammen mit Staatspräsi- 
dent Cardoso aus Brasilien, dem südafrika- 
nischen Vizepräsidenten Mbeki und Pre- 
mierminister Chok Ton aus Singapur zu ei- 
ner gemeinsamen Initiative entschlossen. 
Sie soll beispielhaft für die genannten The- 
menfelder aufzeigen, daß Nord und Süd 
bei dieser Schicksalsfrage der Menschheit 
gemeinsam vorgehen können. 
Wir möchten mit unserem persönlichen 
Engagement dem weltweiten Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen und dem 
Gedanken der nachhaltigen Entwicklung 
einen zusätzlichen Anstoß geben und da- 
mit zum Erfolg dieser Sondergeneralver- 
sammlung beitragen. 
Fünf Jahre nach Rio und zwei Jahre nach 
Berlin richten heute überall in der Welt die 
Menschen hoffnungsvoll ihren Blick nach 
New York. Sie warten darauf, daß von hier 
aus erneut ein klares Signal des Aufbruchs 
für den Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen ausgeht. Stellen wir 
uns dieser Herausforderung, helfen wir 
alle mit, daß diese Sondergeneralver- 
sammlung die Weichen stellt für den 
Frieden zwischen Mensch und Natur im 
21. Jahrhundert. 

Pressezitat 
Die Umwelt als Wahlkampfthema? Kohl hat damit schon mal Erfolg gehabt. 1986, als 
er nach der Atom-Katastrophe von Tschernobyl den ersten Bundesumweltminister 
berief. Wallmann kam nicht weit über den Rang eines Ankündigungsministers hinaus. 
Aber entscheidend war: Kohl hatte das Feld besetzt, der politische Gegner war 
sprachlos. Die SPD, die damals in der Gunst des Publikums weit vorn gelegen hatte. 
Seriet in die Defensive, verlor die Wahlen in Niedersachsen und später im Bund. 

Westdeutsche Allgemeine, 25. 6. 97 
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Globale Initiative für nachhaltige 
Entwicklung: 
Aufrechterhaltung des Geistes von Rio und Herbeiführung 
der Bedingungen für eine Zukunft, die einer wachsenden 
Weltbevölkerung ausreichende Lebensgrundlagen bietet 

Erklärung von Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl, Deutschland; 
Präsident Fernando Henrique 
Cardoso, Brasilien; Vize- 
präsident Thabo M. Mbeki, 
Südafrika; Premierminister 
Goh Chok Tong, Singapur; 
anläßlich der Sondergeneral- 
versammlung der Vereinten 
Nationen am 23. Juni 1997 
in New York 

Einführung 
1. Wir, die Staats- und Regierungschefs 
Brasiliens, Deutschlands, Singapurs und 
Südafrikas, haben beschlossen, diese ge- 
meinsame Initiative als Beitrag zur Son- 
dergeneralversammlung der Vereinten Na- 
tionen in die Wege zu leiten. Fünf Jahre 
sind seit dem historischen Gipfel von Rio 
vergangen. Obwohl seit Rio bedeutende 
Fortschritte erzielt worden sind, bleibt 
noch viel zu tun. Armut und Umweltschä- 
den beeinträchtigen noch immer das Le- 
ben von Millionen von Menschen in vie- 
len Teilen der Welt. Die Erwärmung der 
Erdatmosphäre, der Verlust der biologi- 
schen Vielfalt, Wüstenbildung, Abholzung 
der Wälder, die Krisensituation in vielen 
unserer Städte erinnern uns tagtäglich an 

die Herausforderungen, vor denen wir ste- 
hen. Wir haben daher keinen Grund, 
selbstgefällig zu sein oder unbeschwert zu 
feiern. Die nicht nachhaltigen Konsum- 
und Produktionsmuster stellen nach wie 
vor eine wesentliche Ursache für die welt- 
weiten Umweltschäden dar. Es besteht 
aber auch kein Anlaß zum Pessimismus. 
Wir sollten die Gelegenheit nutzen, uns 
den Geist von Rio ins Gedächtnis zu ru- 
fen, unsere Verpflichtungen zu bekräftige11 

und unsere Bemühungen um die Bewah- 
rung der Schöpfung und eine nachhaltige 
Entwicklung zu verstärken. 
Alle Staaten müssen zusammenarbeiten, 
um das Ökosystem der Erde zu schützen 
und ein internationales Wirtschaftsumfeld 
zu schaffen, das der Umsetzung der Agen- 
da 21 förderlich ist. Den Staaten kommen 
dabei gemeinsame, unterschiedliche Ver- 
antwortlichkeiten zu. Die Industriestaaten 
tragen aufgrund ihrer wirtschaftlichen, 
technologischen und politischen Ressour- 
cen eine besondere Verantwortung für die 
Lösung globaler Probleme. 
Damit man diesen Herausforderungen ge- 
recht werden kann, müssen sowohl aus 
einzelstaatlichen als auch aus internationa' 
len Quellen ausreichende Finanzmittel füf 

die Umsetzung der Agenda 21 zur Verfü- 
gung gestellt werden. Dies setzt eine ver- 
stärkte bilaterale und multilaterale Zusafl1' 
menarbeit, einschl. Technologietransfer 
und private Investitionen voraus. 
Wir müssen die Wirksamkeit unserer 
Bemühungen erhöhen. 
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Ein gemeinsame Antwort 
2« Den Vereinten Nationen als einer wirk- 
|ch universalen internationalen Organisa- 
tion kommt eine wichtige Rolle bei unse- 
en Anstrengungen zu, der doppelten Her- 
ausforderung - nachhaltige Entwicklung 
Ur>d Umweltschutz - gerecht zu werden, 
^ie Charta der Vereinten Nationen sollte 
dahin gehend geändert werden, daß nach- 
haltige Entwicklung und in diesem Zu- 
sammenhang der Schutz der Umwelt als 
*Wei weitere Ziele der Vereinten Nationen 
aufgenommen werden, 
kurzfristig sollte das Umweltprogramm 
dßr Vereinten Nationen reformiert und ge- 
markt werden, damit es die Funktion eines 
"Uernationalen „Umweltgewissens" über- 
nehmen kann. Mittelfristig sollte die 
Endung einer globalen VN-Dachorgani- 
sation für Umweltfragen, die sich auf 
I^NEP als einen ihrer Hauptpfeiler stützt, 
ln Betracht gezogen werden. 
);ir unterstützen den Vorschlag, daß die 
Kommission für nachhaltige Entwicklung 
4llch künftig das führende Gremium für 
en Prozeß von Rio sein sollte. Der Gene- 

ralsekretär sollte die Bedeutung der nach- 
haltigen Entwicklung bei seinen 
Bemühungen um die Umstrukturierung 
Jjes VN-Sekretariats ebenfalls gebührend 
berücksichtigen. 

Einsetzung der Übereinkünfte 
v°n Rio und globale Maßnahmen 
^m Schutz der Wälder 

' Wir betonen, daß die Vertragsparteien 
es Rahmenübereinkommens über Kli- 

l^aänderungen auf ihrer dritten Konferenz, 
'm Dezember 1997 in Kyoto, ihre Ver- 
edlungen über ein Protokoll zum Ab- 
fluß bringen müssen, das zur Verringe- 
^ng der Treibhausgasemissionen führt. 

ir erwarten, daß die Sondergeneral Ver- 
hüllung die klare Aufforderung an die 
Konferenz richtet, ein Protokoll zu verab- 

schieden, das die Industrieländer in rechts- 
verbindlicher Form verpflichtet, die Emis- 
sionen bestimmter Treibhausgase (Koh- 
lendioxid, Methan, Distickstoffoxid) ge- 
meinsam um 15 Prozent bis zum Jahr 
2010 und um 10 Prozent bis 2005 gegen- 
über dem Niveau von 1990 zu reduzieren. 
Die Länder können diese Verpflichtung 
sowohl einzeln als auch zusammen erfül- 
len. Dieses Protokoll sollte konkrete poli- 
tische Vorgaben und Maßnahmen enthal- 
ten. Wir erkennen an, daß längerfristig 
weltweite Anstrengungen von allen Län- 
dern im Einklang mit ihren gemeinsamen, 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkei- 
ten unternommen werden müssen, um 
schließlich das Ziel der Konvention zu 
erreichen. 
4. Wir halten die Ratifikation des Überein- 
kommens über die biologische Vielfalt 
durch eine größere Anzahl von Staaten 
und seine uneingeschränkte Durchführung 
für unerläßlich. Wir müssen die derzeitige 
Arbeit an der Umsetzung einschließlich 
der Bewahrung traditionellen Wissens und 
der gleichberechtigten Nutzung der Erträ- 
ge vorantreiben, sowie die Verhandlungen 
über das Protokoll über Sicherheit in der 
Biotechnologie zum Abschluß bringen. 
Ferner müssen wir damit beginnen, ein 
Netzwerk von Schutzgebieten aufzubauen, 
in denen die biologische Vielfalt beson- 
ders hoch ist. Zur Sicherung der Artenviel- 
falt sollten sich Schutz und nachhaltige 
Nutzung wechselseitig ergänzen. 
Wir bekennen uns uneingeschränkt zum 
Übereinkommen zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung, das im Dezember 1996 in 
Kraft getreten ist. 
5. Mit Blick auf die weltweit voranschrei- 
tende Abholzung und Schädigung der 
Wälder betonen wir darüber hinaus unser 
gemeinsames Anliegen, die Zukunft unse- 
rer Wälder zu sichern. Es ist dringend er- 
forderlich, daß die Völkergemeinschaft ei- 
ne gemeinsame Lösung für dieses Pro- 
blem findet, um den sozialen, Wirtschaft- 
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liehen, ökologischen und kulturellen Be- 
dürfnissen gegenwärtiger und zukünftiger 
Generationen gerecht werden zu können. 
Um eine Entscheidung vorzubereiten, 
wird die Sondergeneralversammlung die 
vom IPF und von der 5. CSD-Sitzung vor- 
gelegten Optionen für weitere internatio- 
nale Handlungen diskutieren müssen, 
einschließlich der Ausarbeitung einer 
globalen Waldkonvention. Wir rufen zur 
Umsetzung nationaler und internationale 
Strategien für die Erhaltung und nachhalti- 
ge Nutzung aller Wälder auf. 

Neue Initiativen 
6. Dekade der nachhaltigen Erzeugung 
und Nutzung von Energie 
Wir betonen die Notwendigkeit einer ge- 
meinsamen Strategie für die effiziente Er- 
zeugung und rationelle Nutzung von Ener- 
gie sowie für die breitangelegte Ein- 
führung erneuerbarer Energiequellen, 
einschließlich Solarenergie und Biomasse. 
Wir ermutigen die Weltbank und andere 
internationale Finanzinstitutionen, ihre 
Programme in diesem Bereich zu erwei- 
tern. Im Hinblick darauf, das internationa- 
le Bewußtsein für dieses wichtige Anlie- 
gen zu schärfen, empfehlen wir, die Jahre 
2000 bis 2010 zur „Dekade der nachhalti- 
gen Erzeugung und Nutzung von Energie" 
zu erklären. 

Konferenz für nachhaltige Stadt- 
entwicklung 
7. Wir sind fest davon überzeugt, daß die 
internationale Staatengemeinschaft alles in 
ihren Kräften Stehende tun muß, um si- 
cherzustellen, daß unsere städtische Sied- 
lungspolitik nachhaltig ist, damit wir 
künftigen Generationen einen angemesse- 
nen Lebensstandard gewährleisten kön- 
nen. Im Jahre 2000 werden über drei Mil- 
liarden Menschen - also die Hälfte der 
Weltbevölkerung - in städtischen Sied- 
lungsgebieten leben. Wir begrüßen daher 

das Angebot der Bundesrepublik Deutsch- 
land, im Jahr 2000 eine internationale 
Konferenz in Berlin auszurichten, an der 
die Bürgermeister der 21 größten Mega- 
städte der Welt sowie Vertreter einiger 
Städte und Gemeinden teilnehmen wer- 
den, die im Sinne der Agenda 21 als bei- 
spielhaft gelten können. Unsere Länder 
werden ferner eine Reihe regionaler Syrn- 
posien abhalten oder unterstützen, um den 
Informationsaustausch sowie die Anwen- 
dung von Strategien und Modellen der 
nachhaltigen Stadtentwicklung zu erleich- 
tern. 
Für die städtische Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern ist die Verschmut- 
zung der Umwelt häufig verbunden mit 
Armut und dem Fehlen eines ange- 
messenen Zugangs zu einer sicheren Ver- 
sorgung mit Trinkwasser, Abwasserreini- 
gung und grundlegenden sanitären Dien- 
sten. Wir unterstützen einen internationa- 
len Dialog über Frischwasser unter der 
Federführung der CSD. . 

Umweltverträglicher Verkehr^ 
8. Wir stellen außerdem mit großer Be- 
sorgnis fest, daß verkehrsbedingte Emis- 
sionen auf der ganzen Welt drastisch zu- 
nehmen. Umweltverträgliche Transport- 
möglichkeiten sind für eine nachhaltige 
Entwicklung unerläßlich. Wir erkennen 
an, daß so schnell wie möglich ein Aus- 
stieg aus der Nutzung verbleiten Benzins 
erfolgen muß, das Angebot an alternative11 

Kraftstoffen aus erneuerbaren Ressource11 

erhöht und Fahrzeugabgase soweit wie 
möglich reduziert werden müssen. 
Die Kommission für nachhaltige Entwich 
lung sollte die globalen Richtlinien für 
umweltverträgliche Transportmöglichkei' 
ten unter anderem mit dem Ziel fördern, 
öffentliche Nahverkehrssysteme auszu- 
bauen und den Verkehr, wann immer mög 
lieh, von der Straße auf die Schiene und 
auf Wasserwege zu verlegen sowie unnö11 

gen Verkehr zu vermeiden. 
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Anwendung des Prinzips der 
Nachhaltigen Entwicklung in 
allen Bereichen 
5* Wir sind uns darüber im klaren, daß der 
Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung 
auch in vielen anderen Bereichen ange- 
wandt werden muß, die in diesem Doku- 
ment nicht hervorgehoben werden. Dazu 
*ählt die notwendige Förderung beider- 
Seits vorteilhafter Beziehungen zwischen 
Handel und Umwelt sowie der umweltver- 
!rägliche Tourismus. Femer gehören dazu 
"Hernationale Maßnahmen zum Schutz 
der Meeresumwelt, darunter nachhaltige 
^'scherei, und globale Anstrengungen zum 
Schutz der Wasserressourcen, um die 
Grundbedürfnisse des Menschen decken 
und die Entwicklung von städtischen wie 

auch von ländlichen Gebieten sicherstel- 
len zu können. 

Schlußfolgerungen 
10. Wir vertreten vier Länder auf vier 
Kontinenten. Wir sind ein Mikrokosmos 
der Welt. Die Tatsache, daß es uns gelun- 
gen ist, eine Partnerschaft zu bilden, um 
diese gemeinsame Initiative auf den Weg 
zu bringen, ist ein gutes Omen für die Zu- 
kunft. Wir bitten alle unsere Partner auf 
der Sondergeneralversammlung der Ver- 
einten Nationen nachdrücklich, sich mit 
uns der großen Aufgabe anzuschließen, 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und eine nachhaltige Entwick- 
lung zu sichern. Es geht um die Zukunft 
unseres Planeten und der Menschheit. Wir 
dürfen nicht scheitern. 

Die Presse schreibt: 

Ümwelt-Gipfel 
Mle loben uns 
j/uf dem Umweltgipfel in New York 
. aben alle Staaten anerkannt: Deutschland 
lst Musterschüler! 

^esen Sie, was sich um uns herum alles 
^bessert hat: 

|*ewässer 
ißl sauberer! 

^ein und Donau haben Wasser-Güteklas- 
Je ^2" (mäßig belastet). In Rhein und Elbe 
,a*chen Lachse. 

^rst vor elf Jahren war der Rhein durch 
en Sandoz-Chemieunfall ökologisch tot. 

.chmutzig sind nur noch kleine Flüsse, 
ie Industrie leitet kaum noch ungefilterte 

AbWässer ein. 

Uft 
ta 
I), 

lr atmen besser! 
le Schadstoffe (z.B. Schwermetalle) 

gingen seit den 70ern um bis zu 80 Pro- 
zent zurück, weil alle Fabriken Industrie- 
filter einbauen mußten. 
Seit Bleibenzin nicht mehr verkauft wird, 
haben wir deutlich weniger Blei im Körper. 

Ozon 
Konzentration gesunken! 
Die Belastung der Luft mit dem schlim- 
men Gas (macht den verheerenden Som- 
mersmog) in der Spitze ist heute niedriger 
als 1990. 80 Prozent der Autos haben Kat, 
die Fabriken produzieren sauberer, fast 
alle Zapfpistolen an den Tankstellen sind 
mit Saugrüsseln ausgerüstet. 

Müll 
Wir sind Trenn-Weltmeister! 
Heute gehen nur noch ca. 70 Prozent un- 
seres Abfalls auf die Deponie oder in die 
Verbrennung. Der Rest kann recycelt wer- 
den, weil wir trennen und sammeln - 
Glas, Papier, Plastikbecher, Alufolien ... 

Aus Bild, vom 24. Juni 1997 
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MdB Hans-Peter Repnik 

Bedenken greifen zu kurz 
Unternehmer werden entlastet 
Mit der weitreichenden Reform unse- 
res Einkommen- und Körper- 
schaftsteuerrechts werden wir die 
niedrigsten Steuersätze seit Gründung 
der Bundesrepublik erreichen. Von 
vornherein war klar, daß niedrige 
Steuersätze ohne den Abbau steuerli- 
cher Sonderregelungen nicht zu haben 
sein werden. Für die öffentlichen 
Haushalte wäre die drastische Tarif- 
senkung ohne Verbreiterung der Be- 
messungsgrundlage finanziell über- 
haupt nicht tragbar. Das bedeutet 
aber, daß viele lieb gewonnene Ver- 
günstigungen und Gestaltungsmög- 
lichkeiten beseitigt werden müssen, 
und zwar in allen Einkunftsarten, bei 
Einkommen aus nichtselbständiger 
Arbeit ebenso wie im Unternehmens- 
sektor. 
Die jetzt von Unternehmenseite 
geäußerten Bedenken gegen die im Fi- 
nanzausschuß gefaßten Beschlüsse zur 
Steuerreform greifen daher zu kurz. 
Richtig ist: Im Vergleich zum ursprüng- 
lichen Gesetzentwurf sind weitere Maß- 
nahmen zur Verbreiterung der Bemes- 
sungsgrundlage vorgesehen. Trotzdem 
bleibt es bei der versprochenen Netto- 
entlastung. Hinzu kommt: Die Senkung 
der Steuersätze bedeutet eine definitive 
Entlastung für die Unternehmen. Die ge- 
planten Änderungen der Vorschriften zur 
Gewinnermittlung dagegen bewirken in 
vielen Fällen nur eine zeitliche Lastver- 
schiebung. Die Reduktion der degressi- 
ven Abschreibungssätze für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
beispielsweise führt zu niedrigeren 

Abschreibungen in der Gegenwart und 
dafür höheren in der Zukunft. Sie 
sind deshalb qualitativ anders zu 
bewerten. 
Die geplante Steuerreform darf zudem 
nicht isoliert betrachtet werden. Sie ist 
eingebettet in das „Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung", das die 
Produktions-, Invesititons- und Beschaf' 
tigungsbedingungen am Standort 
Deutschland umfassend verbessert und 
den Unternehmen bereits erhebliche Er- 

Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft deutlich verbessert 

leichterungen gebracht hat. Auch an die 
Nichterhebung der Vermögensteuer seit 
dem 1. Januar 1997 oder die vom Deut- 
schen Bundestag bereits beschlossene 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
und mittelstandsfreundliche Senkung def 

Gewerbeertragsteuer zum 1. Januar 199" 
muß in diesem Zusammenhang erinnert 
werden. 
Die geplante Steuerreform wird die Rah' 
menbedingungen für Investitionen und 
Arbeitsplätze in Deutschland durchgrei' 
fend verbessern. Die Wirkungen lassen 
sich für den einzelnen Arbeitnehmer uflö 

das einzelne Unternehmen im vorhineil) 
nicht in Mark und Pfennig ermitteln. V^e 

Reform wird aber gerade auch den 
Unternehmen am Standort Deutschland 
zugute kommen und ihre mittelfristiger! 
Gewinnaussichten weiter verbessern. 



BEFORMEN UID 21/1997 ■ Seite 17 

Friedrich Bohl: 

Koalition geht konsequent 
den Weg ihrer Reformen 
Die Aufforderung des Parlamentari- 
schen Geschäftsführers der SPD, Dr. 
Peter Struck, der Bundeskanzler solle 
die Vertrauensfrage stellen, ist geradezu 
absurd. Sie entbehrt jeder Grundlage - 
und ist um so haltloser, als die Koalition 
jn diesen Tagen demonstriert, daß sie 
>hre Politik der Reformen für Deutsch- 
land konsequent und geschlossen vor- 
anbringt. 
Die Bundesregierung hat sich in ihrem 
Wachstums- und Beschäftigungsprogramm 
für das Jahr 1997 drei große innenpoliti- 
sche Reformen vorgenommen: die Reform 
des Gesundheitswesens, die Reform der 
^lterssicherung und die Steuerreform. 
^lie drei Reformprojekte sind auf gutem 
Weg. Nach dem Zeitplan der Regierungs- 
koalition sollten die Gesetzentwürfe für 
die drei Reformen Anfang 1997 vorgelegt 
und Ende 1997 verabschiedet werden. 
^Ueh wenn die SPD in diesen wichtigen 
^ukunftsfragen ihre konstruktive Mitar- 
beit verweigert, wird dieser Zeitplan ein- 
gehalten werden. 
J^as Gesundheitsreformgesetz ist mit der 
^anzlermehrheit im Deutschen Bundestag 
§egen alle Widerstände durchgesetzt. Es 
wird pünktlich am 1. Juli 1997 in Kraft 
lreten. Die Belastung der Beitragszahler 
^'rd begrenzt. Niemand wird unzumutbar 
belastet. Das international hohe Niveau 
des deutschen Gesundheitswesens bleibt 
^halten. 
Das Gesetz hätte schon deutlich früher 
^abschiedet werden können, wenn die 
^D zu einer Mitwirkung bereit gewesen 
^are. Statt dessen hat ihr Vorsitzender 

Lafontaine - wie in so vielen anderen Zu- 
kunftsfragen - auf eine fundamentalisti- 
sche Obstruktionsstrategie gesetzt. Die 
Blockadehaltung der SPD kann unabweis- 
bare Reformen verzögern - auf Dauer ver- 
hindern kann sie sie nicht. 
Auch die Rentenreform ist für die Zukunft 
unseres Landes unverzichtbar. Hiermit trägt 
die Bundesregierung den dramatischen de- 
mographischen Veränderungen in unserem 
Land Rechnung. Immer mehr älteren Men- 
schen steht eine abnehmende Zahl von Bei- 
tragszahlern in die Sozialversicherung ge- 
genüber. Darauf müssen wir uns rechtzeitig 
einstellen, damit unser bewährtes System 
der sozialen Sicherung auch zukünftig auf 
einer stabilen Grundlage steht. 

Es ist schlimm, daß die SPD auch in die- 
ser zentralen gesellschaftlichen Frage ihre 
Mitarbeit versagt hat. Dies ist ein einmali- 
ger Vorgang in der Geschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland. Bisher sind alle 
die Rentenversicherung betreffenden Ent- 
scheidungen im Konsens gefallen. Die 
SPD wird ihre Verweigerungsstrategie 
auch hier nicht durchhalten können: So- 
wohl die jungen als auch die alten Men- 
schen in unserem Land sind sehr viel pro- 
blembewußter als die SPD annimmt. 

Wenn die SPD einen „Rentenwahlkampf' 
will, dann muß sie wissen, daß sie damit 
eine unverantwortliche Verunsicherung 
gerade der älteren Menschen erreicht. 
Wenn die SPD gleichwohl bereit ist, die 
Rente zum Wahlkampfthema zu machen, 
dann wird die Koalition diese Auseinan- 
dersetzung mit ganzer Entschlossenheit 
und mit besten Argumenten - führen; die 
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SPD wird diese Auseinandersetzung nicht 
gewinnen. 
Mit der großen Steuerreform hat die 
Bundesregierung ein weiteres wichtiges 
Zukunftsprojekt auf den Weg gebracht. 
Nach übereinstimmender Einschätzung 
von Investoren aus dem In- und Ausland 
wird sie maßgeblich zur Stärkung des 
Standorts Deutschland beitragen und ei- 
nen kraftvollen Impuls für neue Arbeits- 
plätze geben. 
Das Steuerpaket ist bereits im Finanzaus- 
schuß und im Plenum des Deutschen Bun- 
destages beschlossen worden. Die Ver- 
handlungen im Vermittlungsausschuß wer- 
den am 10. Juli 1997 beginnen. 
Die SPD muß sich genau überlegen, ob sie 
auch hier ihre Verweigerungshaltung zu 
Lasten der arbeitsuchenden Menschen bei- 
behalten will. Es handelt sich um eine Na- 
gelprobe für die Glaubwürdigkeit der SPD. 
Wer dieses Schlüsselprojekt für Wachstum 
und Beschäftigung blockiert, trägt die Ver- 
antwortung dafür, daß neue Arbeitsplätze 
in Deutschland nicht entstehen. 
Wenn es nach dem Willen der Koalition 
geht, kann die Steuerreform bis Ende der 
parlamentarischen Sommerpause unter 
Dach und Fach sein. Die Koalition ist aus- 
drücklich bereit, auch während der Som- 
merpause jedes notwendige Gespräch zu 
führen, um zu guten Ergebnissen zu kom- 
men. 
Für den Bundeshaushalt 1997 wird die 
Bundesregierung mit einem Nachtrags- 
haushalt die notwendigen Voraussetzun- 
gen schaffen. Sie nimmt in diesem Jahr 
ausnahmsweise eine höhere Neuverschul- 
dung in Kauf. 
Der Haushalt 1998 wird sich unter 
Berücksichtigung von Artikel 115 GG klar 
im verfassungsmäßigen Rahmen halten. 
Die Koalitionsgespräche zur Aufstellung 
des Haushalts 1998 sind auf sehr gutem 
Wege. Es gibt einen zielgerichteten Fahr- 
plan, um die noch offenen Fragen zu 

klären. Der Zeitplan - am 10. Juli Bera- 
tungen in den Fraktionen, am 11. Juli Ver- 
abschiedung im Kabinett - wird eingehal- 
ten; bis dahin machen alle öffentlichen 
Spekulationen keinen Sinn. 
Damit werden wir auch die Maastricht- 
Kriterien für die Teilnahme an der Eu- 
ropäischen Währungsunion erfüllen. 
Durch die zwischenzeitlich eingeleiteten 
Haushaltsmaßnahmen, u. a. im Bereich 
der Privatisierung, wird Deutschland auch 
das 3-Prozent-Kriterium sicher erreichen. 
Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich 
die Einigung zwischen Bundesminister 
Waigel und Bundesbankpräsident Tietmey- 
er über die Neubewertung der Währungsre- 
serven und die neue Kapitalstruktur der 
Bundesbank. Entgegen manchen Behaup- 
tungen dient die marktnähere Bewertung 
der Dollar-Reserven nicht dem Stopfen von 
Haushaltslöchern. Vielmehr sollen dadurch 
die historischen Erblasten der DDR (Erbla- 
stentilgungsfonds) vermindert werden. 

SPD steht für Blockade 

Dies alles zeigt: Die Koalition ist hand- 
lungsfähig und geht konsequent ihren Weg 
der Reformen. Auch gegen die Obstrukti- 
onshaltung der SPD nimmt sie sich ent- 
schlossen der Zukunftsfragen unseres 
Landes an und entscheidet. Daß in so 
schwierigen Phasen zwischen Koali- 
tionpartnern auch hart um die richtigen 
Lösungen gerungen werden muß, ist nur 
allzu natürlich. Diese Sachdiskussionen 
haben den Willen der Koalition zum Er- 
folg aber nur gefestigt. Der Bundeskanzler 
ist fest entschlossen, mit der Koalition aus 
CDU/CSU und FDP unser Land fit zu 
machen für die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts. 
Die Koalition steht für Reformen und Zu- 
kunft - die Opposition für Blockade, Ver- 
weigerung und eine Rückkehr zu den alte11 

Rezepten von gestern. 
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Kanthers Pläne zur Beamtenversorgung: 

Eine Lösung mit Augenmaß 
Das Bundeskabinett hat am 18. Juni 
1997 den von Bundesinnenminister 
Manfred Kanther vorgeschlagenen 
Eckpunkte zur weiteren Umsetzung des 
Versorgungsberichts zugestimmt. Das 
ßundesinnenministerium wird auf der 
Grundlage der Eckpunkten unverzüg- 
lich einen Gesetzentwurf vorlegen. 
Hierzu erklärt Bundesinnenminister Man- 
fred Kanther: „Die Alterssicherungssyste- 
ttie weisen in Deutschland ebenso wie in 
änderen Industrieländern aufgrund der de- 
^ographisehen Entwicklung erheblichen 
Anpassungsbedarf auf. Die Entwicklung 
der Versorgungskosten im öffentlichen 
dienst unterscheidet sich insoweit nicht 
grundlegend von der Problematik aller 
Versorgungssysteme. Sie wird jedoch zu- 
sätzlich durch den erheblichen Personal- 
Zuwachs geprägt, der in der Vergangenheit 
den gestiegenen gesellschaftlichen Anfor- 
derungen an den Staat Rechnung trug. 
^>it dem Versorgungsbericht der Bundes- 
regierung liegt eine verläßliche Grundlage 
*ür die längerfristige Prognose des künfti- 
gen Anstiegs der Versorgungskosten vor. 
^s gilt, die künftige Entwicklung der Ver- 
s°rgungskosten durch Korrekturen im Ver- 
s°rgungssystem angemessen zu begren- 
*en, um die Belastungen der öffentlichen 
haushalte erträglich zu halten. 
bereits bei der Vorstellung des Versor- 
§ungsberichts habe ich umfangreiche Vor- 
Schläge für Änderungen in der Beamten- 
versorgung und der Zusatzversorgung vor- 
legt, mit denen der Kostenanstieg Wirk- 
ern begrenzt werden kann. Darüber hin- 
aus habe ich den Aufbau einer Versor- 
§ungsrücklage vorgeschlagen, die durch 
j~irikommensverzicht der aktiven Mitar- 

eiter und Versorgungsberechtigten zur 

Stärkung der Finanzierungsgrundlage im 
Zeitraum der höchsten relativen Belastung 
gebildet wird. Dies führt zusätzlich zur 
Senkung sowohl des Besoldungs- als auch 
des Versorgungsniveaus. 
Ein erheblicher Teil dieser Vorschläge ist 
bereits mit dem Dienstrechtsreformgesetz 
vom 24. Februar 1997 zeitnah umgesetzt 
worden. Mit den Maßnahmen des Reform- 
gesetzes und der geringen Besoldungs- 
und Versorgungsanpassung 1996/1997 
wird - bezogen auf den Maßnahmen- 
katalog des Versorgungsberichts - bereits 
mehr als die Hälfte (rd. 3,6 Milliarden 
DM) der für das Jahr 2008 angestrebten 
Versorgungskostenersparnis realisiert. 
Dazu kommen noch Einsparungen in der 
Besoldung. 

Einem weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zur Dämpfung der Versorgungskosten auf 
der Grundlage der Vorschläge des Versor- 
gungsberichts werden die nachstehenden 
Eckpunkte zugrunde gelegt, die das Bun- 
deskabinett heute zustimmend zur Kennt- 
nis genommen hat: 
• Bei der notwendigen Reform des gel- 
tenden Zulagensystems werden Stellen- 
zulagen bei künftigen Bezügeerhöhungen 
nicht mehr automatisch angepaßt; deren 
Ruhegehaltfähigkeit entfällt. Zulagen, de- 
ren Berechtigung nicht mehr gegeben ist, 
werden gestrichen. 

• Die im Vollzugsbereich geltenden be- 
sonderen Altersgrenzen sollen um 1 Jahr 
angehoben werden. Damit wird die Ent- 
scheidung, die in der allgemeinen Verwal- 
tung bereits durch Anhebung der Antragsal- 
tersgrenze auf 63 Jahre und das Vorziehen 
des Versorgungsabschlags erfolgt ist, unter 
Berücksichtigung der besonderen Verhält- 
nisse auch im Vollzugsbereich getroffen. 
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2.500 neue Stellen im Daimler-Konzern 
Der Daimler-Benz-Konzern stellt in 
diesem Jahr insgesamt knapp 2.500 
zusätzliche Mitarbeiter ein. Allein in 
den Automobil-Werken Bremen, Sin- 
delfingen und Untertürkheim sollen 
insgesamt 1.000 neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden, sagte ein Sprecher. 
Grund sei der Erfolg neuer Produkte 
und Dienstleistungen sowie eine deut- 
lich verbesserte internationale Wettbe- 
werbsposition. Durch den Auftrags- 
boom bei Airbus entstünden 430 neue 
Arbeitsplätze im Hamburger Dasa- 

• Die Bezüge des letzten Amtes werden 
der Pension nur dann zugrunde gelegt, 
wenn der Beamte sie vor Versetzung in 
den Ruhestand drei statt bisher zwei Jahre 
lang bezogen hat. 
• Die Anrechnung des Hinzuverdienstes 
eines Ruhestandsbeamten auf die Pensi- 
on wird verschärft. Künftig werden bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres nicht nur 
Einkünfte aus einer weiteren Verwendung 
im öffentlichen Dienst, sondern auch Ein- 
kommen aus privater Berufstätigkeit 
berücksichtigt (in besonderem Maße bei 
dienstunfähigen Beamten). 
• Politische Beamte, die in den einstwei- 
ligen Ruhestand versetzt worden sind, er- 
halten nur dann eine Versorgung auf Dau- 
er, wenn sie wie alle Beamten eine fünf- 
jährige Dienstzeit erfüllt haben. Andern- 
falls wird nur ein Übergangsgeld gewährt. 
Auf die Versorgung wird ein Hinzuver- 
dienst nach den künftig allgemein gelten- 
den, verschärften Regeln angerechnet. 
Darüber hinaus soll die Zahl der politi- 
schen Ämter verringert werden. 
• Bisher ist der Beamte bei einer Ein- 
schränkung seiner Dienstfähigkeit in den 
Ruhestand zu versetzen, wenn keine Mög- 
lichkeit einer vollen anderweitigen Ver- 

Werk Finkenwerder. Bei der Dienstlei- 
stungstochter debis sollen weitere 
1.000 Mitarbeiter eingestellt werden. 

3.300 neue Lehrstellen 
Der Handelskonzern Metro will in die- 
sem Jahr 10 Prozent mehr und damit 
insgesamt 3.300 neue Ausbildungsplät- 
ze anbieten. Gesucht würden weibliche 
und männliche Auszubildende für die 
Berufe Verkäufer, Fachverkäufer und 
Fleischer, Kaufmann im Einzelhandel 
sowie im Groß- und Außenhandel. 

wendung besteht. Die notwendige volle 
Nutzung der personellen Ressourcen er- 
fordert eine Möglichkeit, eine verbleiben- 
de Teildienstfähigkeit dem Dienstherrn 
im Rahmen reduzierter Arbeitszeit weiter 
nutzbar zu machen. 
• Mit Blick auf die gegenwärtig sehr gute 
Bewerberlage im öffentlichen Dienst wer- 
den für neueingestellte Anwärter die 
Anwärterbezüge um 5 v. H. abgesenkt. 
• Zur Bewältigung der besonderen Al- 
tersversorgungsprobleme des öffentlichen 
Dienstes nach 2008 mit gesamtwirtschaft- 
lichen Spitzenbelastungen in den Jahren 
2020 bis 2022 muß der öffentliche Dienst 
einen eigenen, zur Struktur des öffent- 
lichen Dienstrechts passenden Beitrag lei- 
sten. Zu diesem Zweck werden „Versor- 
gungsrücklagen" bei Bund und Ländern 
(unter Einbeziehung der Gemeinden) aus 
Eigenbeiträgen der Beamten gebildet. 
Diese Eigenbeiträge werden in der Weise 
erhoben, daß in den Jahren 2001 bis 2015 
die Besoldungs- und Versorgungsanpas- 
sungen um 0,2 Prozentpunkte geringer 
ausfallen als entsprechende Tariferhöhun- 
gen und damit eine Rücklage von ca. 
66 Mrd. DM entsteht, die anschließend di£ 

öffentlichen Kassen entlastet." 
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Transplantationsgesetz: 
Organspende rettet Leben 
Am vergangenen Mittwoch stand im 
deutschen Bundestag die Verabschie- 
dung des Transplantationsgesetzes auf 
der Tagesordnung. Im Verlauf der De- 
batte, in der verschiedene fraktions- 
übergreifende Anträge zur Abstimmung 
standen, ergriff auch CDU-Generalse- 
kretär Peter Hintze das Wort. Er 
sprach zur Unterstützung der soge- 
nannten „Erweiterten Zustimmungs- 
'Ösung", wie sie von Bundesgesundheits- 
^inister Seehofer und anderen vorge- 
sehlagen worden war. 
Wir beschäftigen uns in dieser Debatte mit 
e'ner Frage, die etwa 15.000 Menschen in 
Deutschland mit größerer Anspannung 
Erfolgen als andere. Sie sind Wartepati- 
eiten zwischen Leben und Tod, für die ein 
^Penderorgan weiteres Leben und das 
jVsbleiben einer solchen Spende den Tod 
bedeutet. Darunter sind auch Hunderte 
^°n Eltern, die Angst um ihre schwerkran- 
*en Kinder haben und sich sehnlich wün- 
Schen, daß es ein Leben für ihre Kinder 
§eben kann. Jeder, der heute hier zu ent- 
scheiden hat, sollte versuchen, sich einen 
Moment klarzumachen, was es bedeutet, 
V'enn das eigene Leben - vom Tod be- 
roht - von einer Organspende abhinge. 

^'ch hat persönlich sehr stark die Schilde- 
Ung einer Frau bewegt, die mir in einer 

^bgeordnetensprechstunde in Wuppertal 
Vorn Suizid ihres geliebten Mannes benen- 
nte. Sie hat sich nach einem ruhigen Bera- 
Ungsgespräch zur Organspende entschie- 

den und findet heute den stärksten Trost 
u^er den Tod ihres Mannes in der Tatsa- 
che, daß ein anderer Mensch leben kann, 
^eil das Organ ihres verstorbenen Mannes 
"Jni dazu verholfen hat. Ich halte es für die 

lchtigste Aufgabe dieser Gesetzgebung, 

die Hilfsbereitschaft und die Solidarität zu 
stärken und die Organspendebereitschaft 
zu fördern. Daß aus dem eigenen Tod oder 
dem Tod eines Angehörigen noch neue Le- 
benskraft für einen Menschen werden 
kann, die über mein eigenes Leben hinaus- 
reicht, ist vielleicht das Schönste, was es 
zu diesem Thema zu sagen gibt. 
Die Gesetzgebung würde ihr Ziel verfeh- 
len, wenn sie die Spendenbereitschaft nicht 
erhöht und die Rechtssicherheit nicht 
stärkt. Die Ärzte und Krankenschwestern 
sehen sich durch unsere Diskussion auf ein- 
mal in der Situation, sich für ihr Tun recht- 
fertigen zu müssen. Ich möchte deshalb an 
dieser Stelle Ärzten und Schwestern für die 
lebenserleichternde und lebensrettende Ar- 
beit danken, die sie im Rahmen der Trans- 
plantationsmedizin leisten. 

Die Frage, wann der Mensch tot sei, stellt 
sich durch die Möglichkeiten der Intensiv- 
medizin in neuer Weise. Mit Hilfe der Ap- 
parate ist es möglich, einzelne Organe vor 
dem Absterben zu bewahren, auch wenn 
das, was den Menschen ausmacht, näm- 
lich die Einheit von Körper und Geist, von 
Leib und Seele, nicht mehr vorhanden ist. 
Zu welchem Zeitpunkt der Tod exakt ein- 
tritt, wann also die Verbindung von Geist 
und Körper aufgehoben wird und was da- 
bei genau in uns vorgeht, das wissen wir 
nicht. Wir wissen aber, daß mit der Dia- 
gnose des Hirntodes dieser Zeitpunkt, der 
Tod, bereits eingetreten ist. 
Es geht bei unserer Frage nicht nur um die 
Medizin. Es geht auch um unser Verständ- 
nis vom Menschen. Die christliche Vor- 
stellung von der Person sieht den untrenn- 
baren Zusammenhang zwischen Körper 
und Geist. Oder anders gesagt: Das Meta- 
physische gibt es nicht ohne das Physi- 
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Neues Multimedia-Gesetz 
schafft mehr Rechtssicherheit 
Der Bundestag hat am 13. Juni 1996 das 
Informations- und Kommunikations- 
dienste-Gesetz (Multimedia-Gesetz) be- 
schlossen. Das Gesetz schafft Sicherheit 
für die Nutzung der neuen Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologien. 
Der Bundesrat wird höchstwahrschein- 
lich am 4. Juli 1997 zustimmen. Das Ge- 
setz soll dann bereits am 1. August 1997 
in Kraft treten. 
Das Multimedia-Gesetz regelt alle Anfor- 
derungen in bezug auf die neuen Kommu- 
nikationsdienste, die Individual- oder rei- 
ne Wirtschaftskommunikation sind. Das 
heißt beispielsweise Telebanking, Einkauf 
per Computer, Verkehrs-, Wetter-, Um- 
welt- und Börsendaten, Telearbeit, 
Telemedizin, Teleservice und Fernlernen 
sowie die Vermittlung zwischen Anbietern 
(Provider) und Nutzern solcher Dienste. 
Alles, was Massenkommunikation ist und 
damit dem Rundfunk zuzuordnen ist, wie 
Pay-TV und Abonnement-Fernsehen, 
wollen die Länder in einem Staatsvertrag 
gesondert regeln. 
Ziele des neuen Multimedia-Gesetzes 
sind, Investitionssicherheit für Multimedia 
zu schaffen, Verbraucher und ihre Daten 
zu schützen und einen Beitrag zum Schutz 

der Kinder und Jugendlichen und zum 
Ausschluß rechtswidriger Inhalte aus den 
Datenbahnen zu leisten. 
Zentrale Punkte des neuen Gesetzes sind: 
• Das Gesetz schafft Rechts- und Pla- 
nungssicherheit für die Unternehmen und 
ihre Investitionsentscheidungen am Stand- 
ort Deutschland. 
• Das Gesetz macht die Bahn frei für 
Innovationen und neue Entwicklungen 
durch sein klares Bekenntnis zur Zugangs- 
freiheit. In Zukunft soll jeder ohne Zulas- 
sung elektronische Informations- und 
Kommunikationsdienste anbieten dürfen, 
der Gewerbeschein genügt. 
• Das Gesetz schützt Kinder und Jugend- 
liche: Was schwarz auf weiß strafbar ist, 
ist auch in Bits und Bytes verboten. 
• Das Gesetz sorgt dafür, daß das Urhe- 
berrecht an die neuen technischen Gege- 
benheiten angepaßt wird. 
• Das Gesetz schafft Schutz für persön- 
liche und geschäftliche Daten. Mit den 
Regelungen zur digitalen Signatur ist 
Deutschland international Vorreiter für 
optimale Bedingungen für Online-Unter- 
nehmungen, bürgerfreundliche Verwal- 
tung und private Kommunikation. ' 

sehe, den Geist nicht ohne das Gehirn. Die 
Konzeption von Seehofer wird auch aus 
rechtlicher Sicht den ethischen Erkennt- 
nissen zu Leben und Tod gerecht. Sie be- 
wahrt uns vor Unklarheit auf einem Ge- 
biet, das nach höchster Klarheit verlangt. 
Sie sichert einen gewissenhaften Umgang 
mit diesem ernsten Thema. Sie schafft die 
Rechtssicherheit, auf die alle Beteiligten 
Anspruch haben. 

Bei unserer Entscheidung müssen wir uns 
klarmachen, daß eine enge Zustimmungs- 
lösung die bisherige verantwortliche Pra- 
xis massiv einschränken und für viele 
Menschen, die auf Hilfe dringend ange- 
wiesen sind, das Todesurteil bedeuten 
würde. Bereits heute sind bei Lunge, Le- 
ber und Herz die Wartelisten deshalb so 
kurz, weil die auf Organe wartenden Patt' 
enten die Wartezeit nicht überleben. 
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„Heroin vom Staat" wird es 
in Deutschland nicht geben 
Der drogenpolitische Berichterstatter 
der Arbeitsgruppe Gesundheit der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, MdB 
Hubert Hüppe, erklärt: Daß die FDP 
dem Projekt „Haschisch aus der Apo- 
theke" der rot-grünen Landesregierung 
yon Schleswig-Holstein eine Absage er- 
feilt hat, ist zu begrüßen. Richtig ist 
aUch, wenn die FDP der Prävention eine 
Vorrangstellung beimißt und differen- 
*«erte Therapieangebote befürwortet. 
^och die Forderung der FDP, in Deutsch- 
end nach dem Vorbild der Schweiz eine 
staatliche Heroinabgabe einzurichten, fin- 
det die klare Ablehnung der CDU/CSU. 

Mit einer Liberalisierung der Dro- 
genpolitik werden Suchtverhalten 
und Drogenmißbrauch nicht zu 
bekämpfen sein. Heroin ist die 
Fessel im Teufelskreis der Sucht, 
ü'e aber das Seil ans rettende Ufer 
der Drogenfreiheit. Alle unsere 
Kraft muß der Prävention gelten 
und dem Ausstieg aus der Abhän- 
gigkeit. 

Generalsekretär Peter Hintze 
zur Drogenpolitik 

^ie FDP-Veranstaltung hieß „Wege aus 
,er Sucht", aber gerade Heroinabgabe ist 
e'n Weg aus der Sucht. Dies wird durch 
le bisher vorliegenden Ergebnisse des 
chweizer Modellversuchs eindrucksvoll 

be'egt. 

^ehr als 60 Prozent der Teilnehmer am 
chvveizer Heroinprogramm traten „un- 

.'ttelbar" aus einem Methadon- in das 
er°inprogramm über. Mit der Heroinab- 

gabe wurde also eine Vielzahl von Perso- 
nen aus einem Methadonprogramm her- 
ausgelockt, und nur 15 Prozent gingen 
wieder dorthin zurück. 

Dem Schweizer Heroinprojekt ist es nicht 
gelungen, besonders verelendete 
langjährig Abhängige aufzufangen und so- 
zial und gesundheitlich zu stabilisieren. 
Denn gerade „Teilnehmende in schlech- 
tem gesundheitlichen Zustand und solche 
mit besonders langem Heroinkonsum" ha- 
ben das Programm wieder verlassen, so 
der jüngste Zwischenbericht im Septem- 
ber 1996. Dies ist jedoch genau die Grup- 
pe, auf die das Projekt ausgerichtet sein 
sollte. Von 317 Teilnehmern, die 1994 in 
das Programm kamen, hat es inzwischen 
jeder dritte wieder verlassen, ein Drittel 
davon zurück in die offene Szene. 

Kein Rückgang der Kriminalität 

Der Weg aus der Drogensucht, einst ober- 
stes Ziel des Schweizer Heroinprojekts, ist 
praktisch aufgegeben. Denn Tatsache ist. 
daß von 317 Teilnehmern gerade sieben 
(2,2 Prozent) in eine drogenfreie Therapie 
wechselten, zwei weitere in ein abstinenz- 
orientiertes Methadonprogramm, wobei 
über Verbleib oder Erfolg nichts bekannt 
ist. 
Außerdem zeigt die jüngste Schweizer 
Kriminalstatistik, daß das laufende Modell 
staatlicher Heroinabgabe in der Schweiz 
wohl kaum zur Absenkung drogentypi- 
scher Kriminalität beiträgt - im Gegenteil. 
Einbruchsdelikte haben im Kanton Zürich 
1996 um acht Prozent, Betäubungsmittel- 
delikte um 28,7 Prozent zugenommen, 
und die Polizei beschlagnahmte eine 
Rekordmenge von 279 kg Heroin. ■ 
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Rüttgers-Appell: 

Um jede Lehrstelle kämpfen 
Der Bundesminister für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie, 
Jürgen Rüttgers, erklärt anläßlich des 
„Tags des Ausbildungsplatzes": 
Wir sind jetzt in der heißen Phase im 
Kampf um mehr Lehrstellen. An alle Po- 
litiker in Bund und Ländern, in Städten 
und Gemeinden appelliere ich, in die Be- 
triebe zu gehen und um zusätzliche 
Lehrstellen zu werben. Ich habe selbst 
persönlich und in mehreren Briefaktio- 
nen für mehr Lehrstellen geworben. Es 
ist beachtlich, was durch gezielte An- 
sprache von Unternehmern, Chefs und 
selbständigen Handwerksmeistern vor 
Ort bewirkt werden kann. Da liegt noch 
Potential, daß jetzt unbedingt genutzt 
werden muß. 
Ich fordere die Wirtschaft auf, durch 
Kontrollabfragen sicherzustellen, daß die 
Lehrstellenlücke bis September geschlos- 
sen werden kann. Ich fordere die Länder 
auf, endlich den zweiten Berufsschultag 
flächendeckend abzuschaffen. Ich fordere 
alle Betriebsräte auf, mit ihren Unterneh- 
mensleitungen Vereinbarungen für mehr 
Lehrstellen zu treffen. Und ich fordere 
die Kammern auf, die ausbildenden Be- 
triebe von Gebühren zu entlasten. 

Keine Lehrstelle blockieren 
An die Jugendlichen appelliere ich: Nicht 
aufgeben, Augen und Ohren offenhalten 
und nicht auf die Traumlehrstelle um die 
Ecke warten. Jeder muß wissen: Wer 
zwei Lehrverträge unterschreibt, der 
nimmt der Klassenkameradin oder dem 
Klassenkameraden eine Lehrstelle weg. 
Keine Lehrstelle darf mehr durch Mehr- 
fachbewerbungen blockiert werden! Es 
ist eine gute Nachricht, daß die Zahl der 

bisher in diesem Jahr abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge um 3,6 Prozent im 
Bereich der Industrie- und Handelskam- 
mern angestiegen ist, wie der Präsident 
des Deutschen Industrie- und Handelsta- 
ges mitgeteilt hat. Wahr ist aber auch, 
daß die Zahl der den Arbeitsämtern ge- 
meldeten offenen Lehrstellen niedriger 
ist als im Vorjahr. Die Zahl der Jugendli- 
chen, die in diesem Jahr eine Lehrstelle 
suchen, ist aber gegenüber dem Vorjahr 
um 13.000 angestiegen. 

In den vergangenen Jahren sind viele 
Lehrstellen abgebaut worden; trotzdem 
haben wir im letzten Jahr den rechneri- 
schen Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage auf dem Lehrstellenmarkt - 
wenn auch knapp - geschafft. Das war 
möglich, weil wir von der Wirtschaft zu 
Recht beklagte Ausbildungshemmnisse 
weggeräumt haben. So haben wir das Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz geändert - über 
eine Million Lehrlinge können jetzt nach 
der Berufsschule wieder in den Betrieb - 
und die Ausbildereignungsverordnungen 
geändert - in vielen Fällen eine Erleich- 
terung für die Ausbilder. 

Die Bundesregierung erhöht ihr Ausbil- 
dungsplatzangebot in der unmittelbaren 
Bundesverwaltung in diesem Jahr um 
3,9% gegenüber 1996. Für die jungen 
Menschen in Ostdeutschland haben wir 
gerade zusammen mit den neuen Lände1"11 

ein Programm für 15.000 zusätzliche 
Lehrstellen aufgelegt. Vor kurzem habe 
ich mit dem „Reformprojekt Berufliche 
Bildung" aufgezeigt, wie wir das duale 
System fit machen für die Wissensgesell' 
schaft des 21. Jahrhunderts. Es steht 
unter drei Leitlinien: 
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Mitgliederboom bei CDU Schleswig-Flensburg 

Über 100 neue Mitglieder 
in den ersten Monaten 
Der CDU-Kreisverband Schleswig- 
Flensburg verzeichnet auch in den 
ersten Monaten des Jahres 1997 er- 
neut einen kräftigen Mitgliederzu- 
wachs. Bis Mitte Juni hätten insge- 
samt 102 Frauen und Männer ihren 
Beitritt zu den Christdemokraten 
erklärt, teilte der CDU-Kreisvorsit- 
zende und Bundestagsabgeordnete 
Wolfgang Börnsen in Schleswig mit. 
„Damit liegen wir bei der Mitglie- 
derwerbung ganz vorn", sagte 
Börnsen. 
Die positive Bilanz des Kreisverban- 
des habe auch dazu beigetragen, daß 
der Landesverband Schleswig-Hol- 
stein im Bundesvergleich gut ab- 
schneide, bestätigte dazu der neue 
Landesgeschäftsführer der CDU 
Schleswig-Holstein, Johann Wade- 
phul. In den zurückliegenden drei Jah- 
ren hat der Kreisverband den Beitritt 
von über 350 Neumitgliedern verbu- 
chen können. „Unser Ziel ist es", so 

der Kreis Vorsitzende, „am Ende des 
vierten Jahres den 500. CDU-Beitritt 
zu verzeichnen." 
„Wir freuen uns besonders", so der 
stellvertretende CDU-Kreisvorsitzen- 
de Carsten Thomsen-Bendixen, „daß 
viele der neuen Mitglieder jüngeren 
Alters sind." Dies zeige, daß die viel 
zitierte „Politikverdrossenheit" der 
jungen Generation keinesfalls auf die 
gesamte Altersgruppe zutreffe. 

Das Bekenntnis zur Union in politisch 
schwieriger Zeit zeige auch, daß viele 
junge Menschen bereit seien, Verant- 
wortung zu übernehmen, hob Thom- 
sen-Bendixen hervor. Kreisgeschäfts- 
führer Carl Andresen kündigte an, daß 
der CDU-Kreisverband den neuen 
Mitgliedern eine Reihe von Informati- 
ons- und Mitwirkungsmöglichkeiten 
anbieten werde. Dazu gehöre auch ein 
Neumitgliedertreffen, zu dem in Kürze 
eingeladen werde. 

*• mehr Freiheiten für die ausbildenden 
betriebe, 
*■ mehr Modularität und Flexibilität in 
^n Ausbildungsgängen und 

■*• mehr qualifizierende Abschlüsse, 
^it der Modernisierung der Ausbildungs- 
0rdnungen haben wir die größte Reform- 
Maßnahme seit Inkrafttreten des Berufs- 
büdungsgesetzes 1969 angestoßen. In 
den letzten zwei Jahren haben wir ins- 
gesamt 23 neue Ausbildungsberufe ge- 

schaffen und über 50 Ausbildungsord- 
nungen modernisiert. Die Ausbildungs- 
ordnungen müssen flexibler werden und 
mehr auf die betrieblichen Bedürfnisse 
eingehen. Und wir brauchen neue Ausbil- 
dungsberufe mit überwiegend prakti- 
schen Qualifikationen. 

Jeder Jugendliche, der das will, muß auch 
in diesem Jahr ein Lehrstellenangebot er- 
halten. Wenn alle mit anpacken, können 
wir es wieder schaffen. 
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Junge Union startet Kampagne 
„Ausbildung schafft Zukunft" 
Die Junge Union Deutschlands (JU) 
startet jetzt eine bundesweite „Ausbil- 
dungsinitiative" unter dem Motto 
„Ausbildung schafft Zukunft". Von 
den JU-Verbänden aller Ebenen wer- 
den bundesweit Seminare, Streitge- 
spräche, Podiumsdiskussionen, Be- 
triebsbesichtigungen, Workshops ange- 
boten; U-Bahn-Hallen werden plaka- 
tiert sowie Aufkleber und Kleinwerbe- 
mittel verteilt. 
Die JU will mit der Kampagne erreichen, 
daß die Wirtschaft ihre Lehrstellenzusage 
hält, die Politik richtige Rahmenbedin- 
gungen setzt, der Bildungsapparat moder- 
ner wird und daß die Jugend weiß, wor- 
auf es im Berufsleben in Zukunft an- 
kommt. 
Der Bundesvorsitzende der Jungen Uni- 
on, Klaus Escher, fordert einen „Pakt für 
Ausbildung". Der Grund: „Ausbildung ist 
Ausdruck gesellschaftlicher und wirt- 
schaftlicher Weitsicht sowie ein Wert, der 
über den Zusammenhalt einer Gesell- 
schaft mitentscheidet. Die Entwicklung 
auf dem Ausbildungsmarkt ist haarsträu- 
bend. Immer mehr Jugendliche suchen 
vergeblich einen Ausbildungsplatz.,, Ob- 
wohl in gut zwei Monaten das neue Aus- 
bildungsjahr beginne, seien bei 135.300 
noch freien Lehrstellen 320.000 junge 
Menschen noch nicht untergebracht. Es 
dürfe nicht sein, daß sich fünf Jugend- 
liche derzeit auf zwei Lehrstellen be- 
werben. 
In diesem Jahr müssen insgesamt 
630.000 junge Leute - 13.000 mehr als 
1996 - in den Ausbildungsmarkt einstei- 
gen, „doch trotz dieser großen Nachfrage 
halten Wirtschaft und Verwaltung schon 

jetzt nicht stand", so Escher. Von ihnen 
wurden bisher 28.000 Lehrstellen weni- 
ger angeboten als im Vorjahr. Entspan- 
nung auf dem Ausbildungsmarkt ist folg- 
lich nicht in Sicht. Klaus Escher sagt: 
„Dabei hat der einzelne nur mit fundier- 
ter Ausbildung eine Chance, um bei über 
vier Millionen Arbeitslosen einen Job zu 
finden." 

Trotz eines deutschen Wirtschaftswachs- 
tums von zur Zeit etwa 2,5 Prozent stei- 
gen Arbeitslosigkeit und Lehrstellenmafl' 
gel. Wenn auch in einer freiheitlichen 
Gesellschaft jeder seine Zukunft selbst 
gestalten kann und somit zunächst selbst 
für seine Beschäftigung verantwortlich 
ist, sind dem berufsunerfahrenen Jugend' 
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Mehr Flexibilität ist gefragt 
Zu den Angriffen von IG-Metall-Chef Klaus Zwickel erklärt Generalsekretär 
Peter Hintze: 
IG-Metall-Chef Zwickel beschädigt mit seiner einseitigen parteipolitischen Propa- 
ganda den Charakter der Einheitsgewerkschaft. 
Seine Politik der stetigen Arbeitszeitverkürzung hat die Arbeit immer teurer gemacht 
und damit viele Arbeitsplätze verschwinden lassen. Diese falsche Entwicklung muß 
korrigiert werden. Wir brauchen ein investitionsfreundliches Klima, das neue 
Arbeitsplätze schafft. Mehr Flexibilität und die Dämpfung der Arbeitskosten sind 
dazu notwendig. 
IG-Metall-Chef Zwickel sollte auf plumpe Polemik verzichten und statt dessen 
konstruktiv an der Sicherung des Standortes Deutschland mitarbeiten. 

'ichen die Hände gebunden. Die JU wun- 
dert nicht, daß Arbeitslosigkeit die 
"auptsorge von 12- bis 24jährigen ist, 
^ie in der 12. Shell-Jugendstudie festge- 
stellt. Der JU-Vorsitzende: „Wenn ein 
Junger Mensch den Start in sein Berufsle- 
ben verpaßt, weil er nach 300 Bewerbun- 
gen immer noch keine Jobzusage hat, ist 
^'crit er selbst, sondern vor allem sind die 
'arifpartner in der Verantwortung." 
^Us Sicht der JU müssen Schulen und 
"°chschulen endlich zukunftsfähig ge- 
haltet werden. Dort müßten junge Men- 
gen auf die Informations-, Medien-, 
^'enstleistungs- und Wissensgesellschaft 
v°rbereitet werden. Sie müßten lernen, 
^it neuen Medien umzugehen und mo- 
derne Infodienste zu nutzen. Zudem müs- 
Se sich im Berufsbildungssystem nieder- 
schlagen, daß die Anforderungen an Mo- 
iütät und Flexibilität weiter wachsen. 

"i-ter europäische Binnenmarkt und der 
globale Wettbewerb sind Realitäten, die 
vom System der Berufsbildung aktiv auf- 
genommen werden müssen", so die 
LDU/CSU-Jugendorganisation. Der Staat 
Se| in der Sozialen Marktwirtschaft zu- 
S(ändig für die Schaffung attraktiver Rah- 
^enbedingungen, für beschäftigungsför- 

dernde Investitionen und die Unterstüt- 
zung benachteiligter Jugendlicher, die 
aus eigener Kraft im Leistungswettbe- 
werb nicht bestehen könnten. Escher: 
„Vor allem sind aber die Träger der 
Wirtschaftspolitik, die Tarifpartner und 
die Wirtschaft selbst aufgefordert, für 
Beschäftigung und Ausbildung zu 
sorgen." 

Das vom Deutschlandrat der JU 
beschlossene Papier „Jugendarbeits- 
losigkeit bekämpfen - Qualifizierung 
fördern" kann in der JU-Bundes- 
geschäftsstelle angefordert werden. 

Betrifft: Dokumentation 
In der Dokumentation „Mehr Steuern - 
weniger Arbeitsplätze" UiD 20/97 sind 
bei der tabellarischen Zusammen- 
stellung der Vergleichskapitel aus 
drucktechnischen Gründen einige irre- 
führenden Zuordnungen vorgenom- 
men worden. In dieser Ausgabe 
veröffentlichen wir deshalb die Doku- 
mentation noch einmal, diesmal mit 
der richtigen Zuordnung der Kapitel. 

Die Redaktion 
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Führungswechsel an der Spitze 
Roland Koch löst Kanther ab 
Vor Präsidium, Landesvorstand und 
den Kreisvorsitzenden seiner Partei hat 
der CDU-Landesvorsitzende, Bundes- 
innenminister Manfred Kanther, den 
Fraktionschef der CDU im Hessischen 
Landtag, Roland Koch, als Spitzen- 
kandidat für die Landtagswahl Anfang 
1999 vorgeschlagen. Koch habe die op- 
positionelle Arbeit gegen die schwache 
rot-grüne Landesregierung in Hessen so 
offensiv und erfolgreich geführt, daß er 
auch als Herausforderer von Minister- 
präsident Eichel (SPD) die Union im 
Februar 1999 kämpferisch durchs Ziel 
steuern werde, begründete Kanther 
seinen Vorstoß. 
Um erfolgreich sein zu können, sei es 
erforderlich, daß Roland Koch bei der 
nächsten turnusmäßigen Neuwahl des 
Landesvorstandes im Januar 1998 auch 
den Landesvorsitz der CDU Hessen über- 
nehme, um alle Kräfte der Partei ein- 
drucksvoll zu bündeln. Die Vorbereitung 
der Landtagswahl aus der Opposition 
heraus erfordere einen langen Atem und 
ein völlig eindeutiges Führungsbild; sie 
müsse sofort unter der Leitung Kochs be- 
ginnen. Gleichzeitig ergebe sich mit der 
Übernahme der Spitzenverantwortung 
durch Koch jene langfristige Perspektive 
für eine entschlossene, zielstrebige Lan- 
despolitik, die die hessische CDU seit 
Jahrzehnten auszeichne. 
Nach 27 Jahren im Führungskreis seiner 
Landespartei sieht Kanther seine zukünf- 
tigen Aufgaben in der Erfüllung des 
schwierigen Amtes des Bundesinnenmi- 
nisters und im Präsidium der Bundes- 
CDU. Die zeitlich eng miteinander ver- 
bundenen Wahlen zum Bundestag und 
zum Hessischen Landtag bedeuten für 
ihn „zwei harte Nüsse, die Roland Koch 

und ich gemeinsam knacken wollen und 
können". 
Präsidium und Landesvorstand der hessi- 
schen CDU haben den Vorschlägen 
Kanthers zugestimmt und Koch aufgefor- 
dert, sich auf dem nächsten Landespartei- 
tag am 24. Januar 1998 als Vorsitzender 

Roland Koch 

zur Wahl zu stellen. Auf einer Landesaus- 
schußsitzung nach der Sommerpause soll 
er außerdem erste Eckpunkte für die in- 
haltliche und organisatorische Vorberei- 
tung der Landtagswahl vorlegen, die ins- 
besondere in das Umfeld der kurz zuvor 
stattfindenden Bundestagswahl im Herbst 
1998 eingepaßt werden müßten. „Erst im 
Bund und gleich darauf im Land gewin- 
nen, so stellt sich die Hessen-CDU ent- 
schlossen und in immer wieder bestätigt** 
Gemeinsamkeit der Zukunft", faßte Man- 
fred Kanther das Beratungsergebnis der 
CDU-Landesspitze zusammen. * 
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Christian Wulff Spitzenkandidat 
für die Landtagswahl 
öie Niedersachsen-CDU hat auf ihrem 
Landesparteitag am 20./21. Juni in 
Oldenburg mit 97,2 Prozent den Landes- 
yorsitzenden Christian Wulff zum Spit- 
Senkandidaten für die Landtagswahl am 
1. März 1998 bestimmt. Von 429 Dele- 
gierten votierten 411 für Wulff, zwölf 
stimmten mit Nein, sechs enthielten sich 
der Stimme. In einer kämpferischen 
^ede untermauerte Wulff den Willen 
der CDU, nach dem 1. März die Regie- 
fung in Niedersachsen zu stellen. 
l'öie Zeit der Schwätzer und Wichtigtuer 
gt vorbei und wird am 1. März 1998 zu 
£nde gehen." Mit dieser Feststellung 
stimmte Christian Wulff, Vorsitzender der 
^iedersachsen-CDU und Oppositionsfüh- 
rer im Niedersächsischen Landtag, die 
^legierten des Landesparteitages in 
^denburg auf die Landtagswahlen am 
'•März 1998 ein. 
^Wer dieses Land in eine aussichtsreiche 
J-Ukunft führen will, der muß dicke Bretter 
^hren, handeln und Widerstände über- 
winden und nicht, wie Schröder und Co., 
jjurch Talkshows Jetten", rief Wulff dem 
Parteitag zu. In seiner programmatischen 
J^ede, die immer wieder von spontanem 
l eifall unterbrochen wurde, forderte der 
Undesvorsitzende eine „98er-Bewe- 
|üng", die sich von der verhängnisvollen 
P°Utik der „68er" in der SPD in der Hin- 
Slcht unterscheide, daß wieder Verantwor- 
,Ung und Augenmaß für das Land Nieder- 
werfen bewiesen werde. „Wir brauchen 
e,r>e solidarische Gesellschaft, die wieder 
^Leistung aufbaut und nicht eine sozia- 
,'stische Neidgesellschaft, die sich durch 
!Jjr selbst aufgebautes Anspruchsgebirge 
'Ockiere", unterstrich der Oppositions- 

führer. 

Wulff kündigte ein 1 OO-Tage-Programm 
an, das direkt nach der Übernahme der Re- 
gierung in Niedersachsen umgesetzt wer- 
den solle. Dieses Programm sieht unter an- 
derem die Abschaffung überflüssiger büro- 
kratischer Ebenen, die drastische Verkleine- 
rung von Bezirksregierungen, eine Durch- 

Christian Wulff 
forstung unsinniger Gesetze und Verord- 
nungen, Bereitstellung von mehr Risikoka- 
pital für Unternehmensgründer vor. 
„Die Schröder-Regierung hinterläßt nach 
acht Jahren desaströser Politik nichts 
außer Schulden, Arbeitslosigkeit in Re- 
kordhöhe und eine ruinierte Wirtschafts- 
und Bildungslandschaft", geißelte Wulff 
die Politik der SPD. Das Land Nieder- 
sachsen sei durch diese Politik am Schei- 
deweg und vor seine Existenzfrage ge- 
stellt. „Wir müssen heute sehen, was wir 
morgen brauchen", erklärte der Landes- 
vorsitzende. 
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Gleichzeitig forderte Wulff den Abbau 
von niedersächsischen Sonderbelastungen 
der Wirtschaft, die Schaffung eines inve- 
stitionsfreundlichen Klimas, effektive 
Bündnisse für Arbeit, die Sicherstellung 
der schulischen und beruflichen Ausbil- 
dungschancen der Jugend, ein Polizeige- 
setz und eine Polizeireform zur Wieder- 
herstellung der inneren Sicherheit. 
Bereits zu Beginn des Parteitages zeigte 
sich Wulff hinsichtlich der Chancen der 
CDU zuversichtlich: „Wenn jeder Kandi- 
dat der letztjährigen Kommunalwahlen es 
schafft, 100 Bürger an die Wahlurnen zu 
bringen, dann werden wir die absolute 
Mehrheit bei den Landtagswahlen errin- 
gen." Die gesamte Niedersachsen-CDU 
sei gefordert, auf dieses Ziel hinzu- 
arbeiten. 
Die Unterstützung der Bundes-CDU si- 
cherte Generalsekretär Peter Hintze den 

Delegierten des Landesparteitages zu. 
„Wir werden die Auseinandersetzung mit 
Schröder früh beginnen, in der Sache hart 
führen und mit großem Erfolg beenden", 
zeigte sich Hintze sicher. Hintze betonte 
zudem, daß sich die Bundes-CDU den 
Landtagswahlkampf in Niedersachsen 
zur ureigenen Sache machen werde und 
die Niedersachsen-CDU entsprechende 
Unterstützung durch die Bundesebene er- 
halten werde. Man müsse die Menschen, 
so der Generalsekretär weiter, dazu brin- 
gen, genau hinzuschauen, um die Wahr- 
heit über Schröder zu erkennen, der alles 
verspreche, aber nichts halte und sich 
durch seine Prinzipienlosigkeit auszeich- 
ne. „Dagegen steht Christian Wulff für 
Kompetenz, Sympathie und Integrität - 
ehrlich, mutig, klar", betonte 
Peter Hintze. 

Neuer Bundesvorsitzender der Schüler Union 
Bei der Bundesschülertagung der 
Schüler Union (SU) in Kassel wurde 
der baden-württembergische SU- 
Landesvorsitzende Christian Jung 
aus Neckargemünd zum neuen Bun- 
desvorsitzenden gewählt. Der Abitu- 
rient setzte sich in einer Kampfab- 
stimmung gegen Marian Zachow 
(Kassel) durch. Stellvertreter wur- 
den Christian Rütz (Düsseldorf) und 
Michael Schnirch (Nürnberg). Bei- 
sitzer wurden Jane Zeller (Saar- 
brücken) und Matthias Podzuhn 
(Weißenthurm). 
Bei dem Treffen der größten europäi- 
schen Schülerorganisation wurde zu- 
dem das 
25. Jubiläum der Schüler Union gefei- 
ert, die 1972 in Bad Godesberg ge- 
gründet worden war. 

Christian Jung kündigte an. daß die 
Schüler Union die Bildungspolitik der 
CDU in den Bundesländern kritisch 
begleiten werde. Die Schüler Union 
werde auch mit bundesweiten Aktio- 
nen und Veranstaltungen auf die kata- 
strophalen Folgen der Schulpolitik in 
den SPD-regierten Bundesländern auf- 
merksam machen. 
Themen wie der Einsatz von Multime- 
dia in der Schule, die Steigerung von 
Kreativität im Unterricht, die Gefähr- 
dung von Psychoorganisationen wie 
Scientology und der verstärkte Konsum 
von Drogen würden in Zukunft ver- 
stärkt von der Schüler Union aufgegrif- 
fen werden. Der Schüler Union werde 
im nächsten Schuljahr außerdem eine 
bundesweite Neugründungsoffensive 
starten. 
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